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immer mehr Anhänger. Derweil treibt die Flucht in die Sachwerte die Kunst-

preise in schwindelerregende Höhe: Van Gogh lässt grüssen.

Sicher ist, dass wenn auch nur ein Teil der internationalen Finanzmärkte

zusammenbricht, die Schweizer Wirtschaft einen dramatischen, für. alle spür-
baren Schlag erhalten wird. Genauso wie heute die Mehrheit der Schweizer

Profiteure des Finanzplatzes sind, wird diese Mehrheit, die als „Publikumsge-
Seilschaft" Schweiz AG diesen Casino-Kapitalismus mitträgt, dann die Zeche

bezahlen müssen.

Noam Chomsky

Die US-amerikanische Globalstrategie

Die Krise im internationalen System*

Eine realistische Einschätzung der Weltlage bietet keine sehr heiteren Aus-
sichten. Welchen Blickwinkel man auch immer einnimmt: Wir sind konfron-
tiert mit Problemen, die ernst bis besorgniserregend sind und im Rahmen der
bestehenden Institutionen sogar unlösbar, haben doch diese sie überhaupt
hervorgebracht. Dies darf man von der wachsenden Gefahr eines Atomkrie-
ges behaupten, wie auch von den sich häufenden Umweltkatastrophen, von
der wachsenden internationalen Finanzkrise und von den zwar weniger ausge-
dehnten, aber punkto menschlichem Leidensdruck weitaus schrecklicheren

Entwicklung des Terrors, der Folter, des Hungers, der Quasi-Sklavenarbeit
und ganz allgemein der Unterdrückung und Gewalttätigkeit in weiten Gebie-
ten der Welt. Ich will natürlich gar nicht erst versuchen, auf Probleme dieses

Ausmasses einzugehen, sondern mich auf einige Bemerkungen zu gewissen
Phänomenen der Gesamtlage beschränken, nämlich auf die Auswirkungen
der US-amerikanischen Globalstrategie seit dem Zweiten Weltkrieg und auf
die Funktionsweise eines Weltsystems, das in Gang gesetzt wurde und weiter-
hin aufrechterhalten wird. Ich wähle diesen Einstieg in ein weitverzweigtes
Netz von kritischen Gegenwartsthemen, weil die USA während dieser Peri-
ode eine vorherrschende Rolle spielte, und auch ganz einfach darum, weil mir
dies aus einleuchtenden Gründen ein persönliches Anliegen ist.

Während dieser Epoche gingen Europa und Japan tendenziell mit dem US-
amerikanischen Vorgehen einig und unterstützten es, wenn auch mit einigem
Zögern oder gar offener Opposition. Seit den 20er Jahren war sich Europa
bewusst, dass sein ökonomisches Wohlergehen eng mit amerikanischer Pro-
sperität und Macht verbunden ist. In der Nachkriegszeit wuchs die europäi-
sehe Abhängigkeit, einerseits weil man sich auf die US-Macht zur Sicherung
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weiter Gebiete der Welt für die Ausbeutung verliess, andererseits aber auch
als Folge der wirtschaftlichen Beziehungen innerhalb der Ersten Welt; die

Handelsbeziehung zwischen den USA und Europa begann sich in den späten
50er Jahren zugunsten Europas zu verschieben, dasselbe geschah 1965 mit
Japan; es waren erste Anzeichen für die nunmehr gravierenden Spannungen
innerhalb des US-beherrschten Nachkriegssystems. Diese Entwicklung wurde
durch den Indochinakrieg massiv beschleunigt, der für die US-Wirtschaft all-
mählich zu einer schweren Belastung wurde, während andere Nationen sich
durch ihre Teilnahme an der Zerstörung Indochinas an ihm bereicherten. Das

politische Vorgehen der USA seither muss demnach als Versuch einer Kor-
rektur und einer Umkehrung dieser Entwicklungen gesehen werden, mit un-
terschiedlichem Erfolg allerdings.

Während des Zweiten Weltkriegs entwarfen die Strategen der US-Regie-

rung und des privaten Wirtschaftssektors ein auf die Bedürfnisse der US-
Wirtschaft zugeschnittenes Nachkriegssystem in der Hoffnung, bald die ganze
Welt in diese „Grossregion" (Grand area) integrieren zu können. Als die '

,,Rollback"-Bemühungen um eine Einverleibung des Sowjetsystems in diese

Grossregion scheiterten, zielten die Planer auf die nächstbeste Lösung: den
Kalten Krieg, in dessen Zug die USA unabhängige nationale Erhebungen in
ihrem globalen Einflussgebiet unterdrückte, während sie gleichzeitig der riva-
lisierenden Supermacht das Recht zur Gewalt und brutalen Kontrolle ihrer
weitaus beschränkteren Einflusszone zugestanden.

Das System des Kalten Krieges war zwar nicht optimal, besass jedoch seine

Vorteile für die herrschenden Eliten. Jede Supermacht betrachtet die andere
als Hindernis für ihre politischen Absichten, doch eine jede versteht, dass die
andere nicht beseitigt werden kann ohne gleichzeitige globale Zerstörung. So
hat sich eine Art stillschweigende Zusammenarbeit im Globalmanagement
herausgebildet, ein System, in welchem jede Supermacht die Angst der ande-
ren ausnutzt, um ihre eigene Bevölkerung zu mobilisieren und mitunter auch

um unwillige Alliierte zur Unterstützung von Subversion, Intervention oder

gar offener Aggression innerhalb der eigenen Domäne — was im Fall der
USA so ziemlich die ganze Welt bedeutet — zu bewegen. Mit den Worten Sa-

muel Huntingtons, Politikwissenschafter und Regierungsberater: „Man muss
Intervention oder andere militärische Aktionen so verkaufen, indem man den
falsschen Eindruck erweckt, dass sie sich gegen die Sowjetunion richtet. Ge-
nau das haben die Vereinigten Staaten seit dem Aufkommen der Truman
Doktrin getan".

Die GraW Area, die im Minimum die westliche Hemisphäre, den fernen
Osten und das ehemalige britische Reich umfassen sollte, verlangte nach einer
gewissen Struktur, wie sie von George Kennan, dem damaligen Direktor des

„Policy Planning Staff", und anderen ausgearbeitet wurde mit der Schlussfol-

gerung, dass Europa und Asien sich mit ihren „natürlichen Führern", West-
deutschland und Japan, arrangieren sollten. Es war daher von grosser Wich-
tigkeit, dass in diesen beiden Nationen der Wiederaufbau vorangetrieben
wurde, aber in besonderer Weise. In beiden Ländern tolerierten und ermutig-
ten anfangs sogar die militärische Besatzungsmächte eine gewisse Demokrati-
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sierung, doch dieses Vorgehen wurde 1947 von der zivilen Regierung in Wa-
shington aufgrund des „Umkehrkurses" in Japan und ähnlichen Schritten in
der BRD 1947 bereits wieder abgeblockt.

Man war sich einig, dass sowohl Europa wie Japan ein Hinterland benötig-
ten, Gebiete, die das Rohmaterial und Absatzmärkte lieferten. Kennans Pia-
nungsstab empfahl Südostasien zu dieser „Funktionserfüllung", und die USA
machte sich daran, Japans nunmehr innerhalb der USA-dominierten „Gross-
region" situierte „Prosperitätssphäre" wirtschaftlich wiederherzustellen. Eine
unabhängige soziale und ökonomische Entwicklung musste abgeblockt wer-
den, erstens weil es das solcherart fehlgeleitete Land an seiner „Funktionser-
füllung" hindern würde und zweitens wegen der Gefahr des seit den späten
40er Jahren weltweit propagierten Domino-Effekts. Diese Befürchtungen
führten die USA in einen Krieg gegen Südvietnam und in der Folge gegen

ganz Indochina. Ähnliche Befürchtungen Hess Henry Kissinger damals gegen
Chile unter Allende verlauten, als er von einem „Virus" sprach, der weither-

um, allenfalls bis nach Europa, „Ansteckung verbreiten" und den italieni-
sehen Wählern falsche Ideen in den Kopf setzen könnte. Dieselbe Besorgnis
rief Guatemala während seines kurzen demokratischen Zwischenspiels hervor
und sie wird heute wiederum in bezug auf Nicaragua geäussert, wenn Wort-
führer der Reagan-Administration und die Medien davon reden, dass Nicara-

gua „eingedämmt" und daran gehindert werden müsse, „seine linke Ideologie
zu exportieren". Die Angst vor unabhängiger Entwicklung und deren potent-
iellem Nachahmungsdeffekt kann direkt vom Grossregions-Konzept abgelei-
tet werden und erklärt weitgehend die heutigen Aktionen und Interventionen
der USA und seiner Verbündeten in der Dritten Welt.

Es kann nicht genügend betont werden, dass die Angst vor Demokratie und
unabhängiger sozio-ökonomischer Entwicklung weitgehend die Aussenpolitik
der USA bestimmt. In Geheimdokumenten höchster Regierungskreise kön-
nen wir nachlesen, dass die USA sich „nationalistische Regimes", die für den
Massendruck zur Verbesserung des niederen Lebensstandards und Entwick-
lung einheimischer Projekte empfänglich sind und damit vorrangige Pläne der
„Grand Area" vereiteln könnten, entschieden entgegenstellen muss. Das trei-
bende Moment der Aussenpolitik ist die „ökonomische Wurzel", Handel und
Investition, welche den „Schutz unserer Rohmaterialien" und einen angemes-
senen Investitionsertrag garantiert. Um dieses Ziel zu erreichen, müssen wir,
so sagt man uns, „subversive" Ideen und Individuen, wenn nötig mit Gewalt,
unterdrücken. Wir müssen „prädominanten Einfluss" über das notfalls mit
dem Umsturz von Zivilregierungen beauftragte Militär gewinnen, welches,
mit den Worten der Kennedy-Liberalen, die „am wenigsten antiamerikani-
sehe politische Gruppierung" darstellt. Der exzessive Liberalismus der Dritt-
weltländer, welche die „Subversiven" häufig gewähren und ihre „fremden
Ideologien" ungehindert ausbreiten lassen, muss ein Ende haben. Die Militär-
einheiten müssen für die „innere Sicherheit" ausgebildet werden, das heisst,
Staatsterrorismus und manchmal sogar US-Truppen sollen zur Sicherung die-
ser Ziele eingesetzt werden. Entwicklung ist erlaubt, wird sogar gefördert,
doch ausschliesslich im Rahmen der Grossregion-Prinzipien. So wurde wäh-
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rend der „Allianz für den Fortschritt" unter Kennedys die Produktion in der

gesamten zentralamerikanischen Region gesteigert, und brachte vermehrt

Unterernährung, Krankheit und Verarmung, weil die Subsistenzwirtschaft zu-

gunsten des von den US-Firmen und ihren einheimischen Ablegern be-
herrschten Agrar-Exportsektors verringert wurde. Einher mit dieser Art von
Entwicklung geht Terror im Innern, wie er auch von den liberaldemokrati-
sehen Regierungen der 60er Jahre gefördert wurde.

Die relative Macht der USA ist in den nachfolgenden Jahren infolge des In-
dochina-Engagements und anderer Entwicklungen zurückgegangen, so wie
auch diejenige der UdSSR nach ihrem Höhepunkt in den späten 50er Jahren
sank — übrigens ein eher schwacher Höhepunkt nach US-amerikanischen
Massstäben. Eine Struktur musste demnach für die Grossregion formuliert
werden. Dies wurde durch die Nixon-Doktrin ermöglicht, bei der die Durch-
Setzung „regionaler Interessen" innerhalb des von den USA gesteckten „Ge-
samtrahmens der Ordnung" an andere Mächte delegiert wurde, wie sich der
damalige Aussenminister Kissinger ausdrückte. Kissinger sandte auch Warn-
signale nach Europa: Es solle sich tunlichst vor einer Rollenerweiterung hü-
ten. So warnte er vor einem den Mittleren Osten und Nordafrika umfassenden
Handelsblock und erklärte (in Geheimdokumenten), dass seine diplomati-
sehen Offensiven nach dem arabisch-israelischen Krieg von 1973 den Zweck
hatten, „sicherzustellen, dass Westeuropa und Japan" in der besagten Region
„in keinerlei Diplomatie" verwickelt würden.

Der Grossregion-Plan und die daraus resultierenden Unternehmen waren
zwar für sich gesehen ein beträchtlicher Erfolg, doch schuf er auch ernsthafte
Probleme. Die Notwendigkeit regelmässiger Interventions- und Subversions-

programme erfordern einen enormen Apparat für offene und verdeckte Ak-
tionen und zwingen die Grossmacht zu einer parmanenten Abschreckungshai-
tung um jegliche Bedrohung ihrer weltweiten Aktivitäten „abzuwenden". Das
haben die Planer sehr wohl begriffen. Regelmässig wird uns von Liberalen wie

von „Konservativen" erklärt, dass unsere strategischen Waffen einen notwen-
digen „Nuklearschirm" bilden, um den Einsatz unserer konventionellen Stär-
ke als „sinnvolles Instrument militärischer und politischer Macht" zu gestat-
ten. Solche Überlegungen sind für die USA von grosser Bedeutung; handelt
es sich doch um eine Weltmacht, die ihre „Strategie des Kalten Krieges" in die
entferntesten Winkel der Welt, wo die USA und ihre Klienten kein konven-
tionelles Übergewicht haben, exportieren muss. Dies ist einer der Hauptgrün-
de weshalb die USA heute zu einer beständig wachsenden Expansion ihrer
strategischen Waffensysteme gezwungen sind, zusammen mit einer massiven,
bei Bedarf einzusetzenden konventionellen Streitkraft. Und die wird auch

eingesetzt; die zentralamerikanischen „Manöver" in Honduras, die Nicaragua
zum beständigen defensiven Armeeeinsatz für den Fall einer Invasion zwin-

gen sollen, sind ein Beispiel dafür.
Was die strategische Rüstung betrifft, so ist die Notwendigkeit, jegliche

Einmischung mit „ Kalterkriegstaktik" abzuwenden, für die USA ein hinläng-
licher Grund, den Wettlauf der Zerstörung aufrechtzuerhalten und gar zu be-

schleunigen. Es gibt auch innenpolitische Gründe. Nach dem Zweiten Welt-
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krieg herrschte in weiten Kreisen, in der Privatindustrie wie bei Politikern, die
Auffassung, dass die USA ohne massiven Eingriff der Regierung in die Wirt-
schaft wieder zur Ausgangsposition der Grossen Depression zurückkehren
könnte. Man erklärte Sozialausgaben für untragbar und optierte für vermehr-
te Militärausgaben, was im Grunde einer staatsverordneten öffentlichen Sub-
vention der Hochtechnologie-Industrie gleichkommt. Die ursprünglichen Plä-
ne für das SDI-Programm etwa entsprachen ziemlich genau den von Japans
Industriechefs veranschlagten Forschungs- und Entwicklungsausgaben. Mili-
tär-Keynesiansimus hat gegenüber alternativen Vorgehensweisen zwei Vor-
teile: Er erhöht inländische Privilegien und Macht, und die Bevölkerung wird,
wenn man sie nur genügend einschüchtert, staatliche Wohlfahrtsmassnahmen
für die Reichen und Privilegierten durchaus zu unterstützen bereit sein. Dies
ist die ideologische Funktion des Kalten Krieges und erklärt solche Übungen
wie die von den weltweit führenden Terrorkommandeuren lancierte Propa-
gandakampagne gegen den „internationalen Terrorismus", die den Segen ei-
ner scheinbar nüchtern argumentierenden Elite hatte. Es überrascht daher
nicht, dass die Regierung regelmässig Zuflucht zum Militär-Keynesianismus
nimmt, wenn die Wirtschaft angekurbelt werden muss; dies war der Fall in
den frühen 50err Jahren, während der Kennedy-Regierung und bei der heuti-
gen Carter-Reagan Militäraufrüstung. Hier handelt es sich, neben der Not-
wendigkeit einer permanenten Abschreckungshaltung, um einen anderen
wichtigen Faktor, der dieser „institutionalisierten" Verpflichtung zu endlosem
Wettrüsten zugrunde liegt.

Die Irrationalität dieser US-Industriepolitik ist ebenfalls mit hohen Kosten
verbunden. Die Subvention von Forschung, Entwicklung und Herstellung
durch den staatlich geschützten Militärsektor ist verglichen mit marktorien-
tierter rationaler Planung äusserst ineffizient. Infolgedessen bleiben die USA
denn auch hinter ihren Konkurrenten wie Japan zurück. Der fanatische Key-
nesianismus der Reagan-Administration hat der US-Wirtschaft schweren
Schaden zufügt, nicht nur wegen des schieren Ausmasses der vom Staat in-
itierten öffentlichen Subvention zugunsten fortgeschrittener Sektoren der In-
dustrie sondern auch weil die Subvention grösstenteils an gesellschaftlich „un-
nütze" Produktion ging, was wiederum den Niedergang „nützlicher" Produk-
tion in den USA beschleunigte und ein riesiges Handels- und Haushaltdefizit
schuf. Die Reaganschen Wirtschaftsmariager haben es, neben anderen Kunst-
stücken, in wenigen Jahren fertiggebracht, die USA vom weltweit führenden

Gläubiger zum führenden Schuldner umzuwandeln, was eine direkte Folge ih-
res Bestrebens auch verstärkter Staatsmacht ist, aber eben nur dort, wo sie

sich extrem ineffizient und zerstörerisch auswirkt. Ihre Programme repräsen-
tieren den Konsens einer Elite, die kaum Opposition kennt; und dies wieder-

um verweist auf die Tatsache, dass diese Programme auf einem institutionali-
sierten Bedarf beruhen. Doch die Kosten dafür müssen irgendwann einmal
bezahlt werden.

Es fehlt hier die Zeit, um genau über die Bücher zu gehen, aber es lässt sich

mühelos belegen, dass Sicherheit für die Berater des Nationalen Sicherheits-

rates kaum je mehr als eine marginale Rolle spielte, es sei denn, man versteht
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arunter die „Sicherung" der „Grand area" vor ihren Bewohnern. Die Planer
aben andere Sorgen: Die Binnenwirtsehaft soll im Interesse der ohnehin
:hon privilegierten Sektoren stimuliert werden, und ein Nuklearschirm soll
iir Intervention und Subversion geschaffen werden. In Anbetracht dieser
atsache fällt es nicht schwer zu verstehen, warum diese Strategen in schöner

fegelmässigkeit Programme entwerfen, welche die innere Sicherheit bedro-
en und umgekehrt alles vermeiden, was dieser zugute käme, wie zum Beipiel
in umfassendes atomares Testverbot. Man versteht auch nur zu gut, warum
i den führenden Kreisen so wenig Besorgnis herrscht über das politische
Vorgehen der USA in gewissen Regionen, wo eine aufrechterhaltene militäri-
che Krise unschwer zu einer Konfrontation der Supermächte und einen ato-
taren Schlagabtausch führen kann, wie es in der Vergangenheit öfter beinahe
1er Fall war! Im Mittleren Osten etwa, wo die USA seit 1971 konstant sich je-
1er Chance für ein Friedensabkommen entgegenstellten. In einem solchen

trategischen Konzept sind nationale Sicherheit oder gar das Überleben irre-
;vante, aufschiebbare Überlegungen. So kommen denn solche Fragen gar
licht auf und die gebildeten Klassen „erfüllen ihre Funktion", indem sie die
Aufmerksamkeit von ihnen weglenken. Was zählt, sind allein das Fortbeste-
en der „"Grand area" und die eigenen Privilegien. Sicherheit und Überleben
ind, wenn überhaupt, untergeordnete Faktoren.

Das folgende sind Auszüge eines Referats, das Noam Chomsky auf dem Symposium „USA-
—Schweiz—Dritte Welt" in Fribourg am 15./16. 5. 87 gehalten hat. Der hier abgedruckte Text
ist stark gekürzt. Die Übersetzung besorgte freundlicherweise Corinne Schelbert. Weitere In-
formation zum Symposium siehe in Berichtteil dieses Hefts.
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